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Antrag 

der Abgeordneten Dr. R. Werner Schuster, Adelheid Tröscher, Brigitte Adler, Klaus 
Barthel, Ingrid Becker-inglau, Rudolf Bindig, Dr. Michael Bürsch, Gabriele 
Fograscher, Achim Großmann, Dr. Ingomar Hauchler, Reinhold Hemker, Eckart 
Kuhlwein, Konrad Kunick, Christa Lörcher, Christoph Matschie, Uirike Mehi, 
Reinhold Robbe, Dieter Schanz, Günter Schluckebier, Dagmar Schmidt 
(Meschede), Dr. Emil Schnell, Dr. Mathias Schubert, Dr. Peter Struck, Hans Wallow, 
Matthias Weisheit, Verena Wohlleben, Hanna Wolf (München), Rudolf Scharping 
und der Fraktion der SPD 


Förderung der Nichtregierungsorganisationen in der 
Entwicklungszusammenarbeit 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit kommt 
den Nichtregierungsorganisationen (NRO) eine hohe Bedeutung 
zu. Ihre der Partnerschaft verpflichtete Arbeit zielt darauf ab, „Hil- 
fe zur Selbsthilfe" zu leisten und die vorhandenen Potentiale der 
Partner in den Entwicklungsländern zu nutzen. 

Neben konkreten Hilfsmaßnahmen zur Förderung der Zivilgesell- 
schaft in den Entwicklungsländern leisten NRO im eigenen Land 
wichtige entwicklungspolitische Bildungs- und Informationsarbeit 
und fördern die Interessen der Bevölkerung in den Entwicklungs- 
ländern. Dabei versuchen die NRO im Rahmen von an bestimm- 
ten Zielgruppen ausgerichteten Kampagnen die Bevölkerung auf 
die ressourcenverschwendende Lebensweise und die daraus re- 
sultierenden negativen Auswirkungen für eine nachhaltige Ent- 
wicklung in den Ländern des Südens/Ostens hinzuweisen. 

Nichtregierungsorganisationen verstehen sich als Interessenver- 
treter der Bevölkerung der Länder des Südens/Ostens im Norden. 
Mit ihrer Arbeit tragen sie wesentlich zu einem Bewußtseinswan- 
del im Sinne des „Eine-Welt-Gedankens" in der deutschen Ge- 
sellschaft bei. Dieser „Eine- Welt-Gedanke" erfordert die Bereit- 
schaft, von- und miteinander zu lernen. Für die westlichen 
Industriegesellschaften bedeutet dies, sich von Belehrungs- zu 
Lerngesellschaften zu verändern. Entwicklung ist ein partizipati- 
ver, von gegenseitigem Lernen geprägter Prozeß, nicht aber die 
einseitige, oft auch von den Eliten des Südens geforderte Über- 
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tragung des die natürlichen Lebensgrundlagen weltweit zer- 
störenden westlichen Entwicklungsmodells. Im Rahmen dieser 
Lerngesellschaft kommt den NRO die Funktion eines „Transmis- 
sionsriemens“ zu. 

Die gleiche Funktion erfüllen die Partnerorganisationen der deut- 
schen NRO in den Entwicklungsländern. Auch sie bekennen sich 
zum Prinzip der Partnerschaft, d. h. der Partizipation der betroffe- 
nen Bevölkerung im Rahmen der Projektarbeit. Als Repräsentan- 
ten der Zivilgesellschaft sind sie oft, ebenso wie die NRO im Nor- 
den, unabhängig von staatlichen Strukturen. 

Die Erfahrungen aus der langjährigen Zusammenarbeit zwischen 
Nord- und Süd/Ost-NRO zeigt allerdings, daß einige NRO das Part- 
nerschaftsprinzip nur vordergründig anführen, um finanzielle Mit- 
tel für persönliche Interessen einflußreicher Eliten und Politiker in 
den betreffenden Ländern zu akquirieren. Sie diskreditieren da- 
mit sowohl die Partnerschaftsidee als auch die erfolgreiche Arbeit 
aller anderen NRO. Vor diesem Hintergrund muß der Wahl der 
(richtigen) Partner größte Sorgfalt beigemessen werden. 

Grundsätzlich besteht die Gefahr, die NRO in ihrer Arbeit zu über- 
fordern. Ihre Rolle im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit, 
aber auch ihre Stärken liegen eindeutig im Bereich der selbsthil- 
feorientierten Armutsbekämpfung, der Nothilfe sowie der Förde- 
rung der Zivilgesellschaft in den Entwicklungsländern. Der Auf- 
bau ausreichender Infrastrukturen sowie die Herstellung von 
politischen und ökonomischen Rahmenbedingungen fällt aus- 
schließlich in den Verantwortungsbereich der staatlichen Ebene. 

Die deutschen NRO bilden keine homogene Gruppe. Je nach 
Größe und Tätigkeitsfeld können sie in sieben Gruppen unterteilt 
werden: 

a) Kirchliche Organsiationen 

b) Politische Stiftungen 

c) Überregionale Organisationen 

d) Überregionale Interessenvertretungen 

e) Fair-Handelsorganisationen/Siegelorganisationen 

f) Lokale Organisationen/Nord-Süd-Foren 

g) Landesnetzwerke. 

Dieses pluralistische Erscheinungsbild ist wesentliches Struk- 
turmerkmal der NRO und spiegelt die Vielfalt der deutschen Zi- 
vilgesellschaft wider. Diese Vielfalt ermöglicht es den NRO, in den 
Entwicklungsländern auf einem breiten Arbeitsspektrum tätig zu 
werden. 

So unterschiedlich die Erscheinungsformen der NRO sind, so un- 
terschiedlich ist auch deren staatliche Förderung. Dies betrifft zum 
einen die Höhe der bereitgestellten Mittel, zum anderen deren Ver- 
wendung und Nachweisführung. Festzustellen ist, daß die staatli- 
che Förderung der Bedeutung der NRO- Arbeit nur in Ansätzen ge- 
recht wird. 
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Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

Entsprechend der gestiegenen Bedeutung der NRO für die 
Entwicklung der Zivilgesellschaft im Süden/Osten und für die In- 
teressenvertretung in Deutschland muß deren systematische För- 
derung als strategisches Element der deutschen Entwicklungszu- 
sammenarbeit begriffen und auf eine neue Grundlage gestellt 
werden: 

I. Gestaltung einer kooperativen, unbürokratischen und part- 
nerschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Staat und NRO. 

1. Aufnahme von permanenten und institutionalisierten Ge- 
sprächskontakten zwischen dem Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), 
staatlich finanzierten Durchführungsorganisationen und 
NRO; 

2. Erhöhung der Transparenz staatlicher entwicklungspoliti- 
scher Entscheidungen durch Verbesserung der Informatio- 
nen zu Planungen des BMZ und/oder der staatlich finan- 
zierten Durchführungsorganisationen; 

3. Hinzuziehung der NRO bei der Erstellung von spezifischen 
Länder/Regionalkonzepten vor Ort unter Einbeziehung der 
Partner im Süden/Osten; 

4. arbeitsteilige, entsprechend der jeweiligen komparativen 
Vorteile vorgenommene Koordinierung der Aufgabenbe- 
reiche des BMZ, der staatlich finanzierten Durchführungs- 
organisationen und der Nichtregierungsorganisationen; 

5. Erstellung eines Kriterienkatalogs, der eine Überprüfung 
aller staatlichen und nichtstaatlichen EZ-Programme und 
-Projekte auf deren nachhaltige Wirkung ermöglicht; 

6. unbürokratische Kooperation und Koordinierung entwick- 
lungspolitischer Bildungs-, Informations- und Öffentlich- 
keitsarbeit zwischen BMZ, staatlich finanzierten Durch- 
führungsorganisationen und NRO. 

II. Finanzierung von Trägerstrukturen deutscher NRO 

1. Umsetzung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen, wel- 
che allen NRO ermöglichen, einen bestimmten Prozentsatz 
der bewilligten Zuschüsse zur Abgeltung von im Zusam- 
menhang mit der Projektarbeit stehendem Verwaltungs- 
aufwand zu verwenden; 

2. Beitritt zum Nord- Süd- Zentrum des Europarates in Lissa- 
bon und Bereitstellung der dafür erforderlichen Mittel in 
Höhe von 300 TDM p. a., um die Strukturfinanzierung für 
den deutschen Quadrilog zu gewährleisten; 

3. finanzielle Beteiligung des Bundes an der NRO-Träger- 
strukturfinanzierung jener Bundesländer (z. B. Nordrhein- 
Westfalen, Nieder Sachsen), welche die Strukturförderung 
der vielfältigen Gruppen und deren Vernetzung auf Lan- 
desebene unterstützen. 
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III. Förderung der NRO-Projektarbeit 

1. Jährliche kontinuierliche Aufstockung des Titels 68606 
(Förderung entwicklungswichtiger Vorhaben privater 
deutscher Träger in Entwicklungsländern), Einzelplan 23 
mittels Umschichtungen; 

2. Umsetzung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen, wel- 
che den NRO ermöglichen, einen bestimmten Prozentsatz 
der bewilligten Zuschüsse zur Vergütung von projektbe- 
gleitender Informations- und Öffentlichkeitsarbeit zu ver- 
wenden; 

3. Aufnahme der NRO-Projektarbeit in die staatlichen Rah- 
menabkommen zwecks Befreiung ihrer im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit erbrachten Leistungen und 
Lieferungen von Abgaben und Gebühren des Partnerlan- 
des; 

4. Bereitstellung finanzieller und logistischer Unterstützung 
zur Professionalisierung und Evaluierung der NRO-Arbeit; 

5. jährliche kontinuierliche Aufstockung des Titels 685 10 
(Förderung der entwicklungspolitischen Bildung), Einzel- 
plan 23 mittels Umschichtungen; 

6. Vereinfachung der Vergaberichtlinien für Projektzuschüs- 
se; 

7. Schaffung haushaltsrechtlicher Bestimmungen, welche die 
kurzfristige Umwidmung und Neuzuteilung von NRO-Pro- 
jektmitteln ermöglichen; 

8. Gewährung eines gesicherten Zusagerahmens für jene 
NRO, die dem BMZ aufgrund langjähriger vertrauensvol- 
ler und erfolgreicher Zusammenarbeit bekannt sind, 

9. Reform des Spendenrechts mit dem Ziel, daß Durchlauf- 
verfahren abzuschaffen und eine unverzügliche Weiterlei- 
tung von zweckgebundenen Spenden für Auslandsprojek- 
te von NRO zu gewährleisten; 

10. Verbesserung der Zugangs deutscher NRO zu Mitteln 
der EU. 


Bonn, den 14. Januar 1998 


Dr. R. Werner Schuster 
Adelheid Tröscher 
Brigitte Adler 
Klaus Barthel 
Ingrid Becker-Inglau 
Rudolf Bindig 
Dr. Michael Bürsch 
Gabriele Fograscher 
Achim Großmann 
Dr. Ingomar Hauchler 


Reinhold Hemker 

Eckart Kuhlwein 

Konrad Kunick 

Christa Lörcher 

Christoph Matschie 

Ulrike Mehl 

Reinhold Robbe 

Dieter Schanz 

Günter Schluckebier 

Dagmar Schmidt (Meschede) 
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Dr. Emil Schnell 
Dr. Mathias Schubert 
Dr. Peter Struck 
Hans Wallow 


Matthias Weisheit 
Verena Wohlleben 
Hanna Wolf (München) 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Eine nüchterne Bilanz von über dreißig Jahren staatlich bestimm- 
ter deutscher Entwicklungszusammenarbeit (EZ) kommt zu dem 
Ergebnis, daß die in der Vergangenheit auf sie gerichteten Hoff- 
nungen unrealistisch hoch waren. Entgegen hochgestellten Er- 
wartungen müssen wir heute feststellen, daß EZ als isoliertes In- 
strument bilateraler und multüateraler Politik nicht in der Lage ist, 
Unterentwicklung, ihre Ursachen und ihre verheerenden Folgen 
für die Masse der Bevölkerung in den Entwicklungsländern erfolg- 
reich zu bekämpfen. 

Dazu wäre neben der Herstellung entwicklungsfördernder Rah- 
menbedingungen in Entwicklungsländern und einer deutlichen 
Erhöhung der zur Verfügung gestellten Mittel vor allem eine Be- 
wußtseinsänderung in den Industrieländern erforderlich. Wir le- 
ben nicht mehr in einer ersten, zweiten oder dritten Welt, beruhi- 
gend getrennt nach Norden, Süden und Osten. Die Bewältigung 
der Zukunft erfordert deshalb ein Denken und Handeln in der „Ei- 
nen Welt '' . In diesem Prozeß der Bewußtseinsänderung in Deutsch- 
land (wie in vielen unserer Nachbarländer), sind die NRO im all- 
gemeinen Vorreiter. 

Die staatlich bestimmte EZ ist in den letzten Jahren zunehmend 
unter Legitimationsdruck geraten. In der deutschen Öffentlichkeit 
mehren sich die Stimmen, welche die Nachhaltigkeit insbesonde- 
re von Großprojekten in der Finanziellen wie auch Technischen 
Zusammenarbeit in Frage stellen. Dem Legitimationsdruck wird 
die staatlich bestimmte EZ nur standhalten können, wenn sie sich 
einerseits mit der geäußerten Kritik an nicht nachhaltigen Projek- 
ten und Programmen ernsthaft auseinandersetzt und andererseits 
die notwendige Bewußtseinsänderung „im Norden"' aktiv unter- 
stützt. Das schließt die Bereitschaft zu nachhaltiger Entwicklung 
auch im Norden mit ein. 

Eine oft pauschale Verurteilung übersieht allerdings die positiven 
Wirkungen, die im Rahmen der staatlichen Entwicklungszusam- 
menarbeit in den Ländern des Südens erzielt wurden. Hierzu hat 
sicherlich auch der Lernprozeß beigetragen, den die staatliche EZ 
in den vergangenen drei Dekaden durchlaufen hat. Trotz vieler 
Fehlschläge ist die staatliche Hilfe auch weiterhin notwendig. An- 
gesichts massiver Mittelkürzungen und aktueller Ressortstreitig- 
keiten benötigt sie jedoch mehr denn je eine breite öffentliche und 
politische Unterstützung. 

Im Unterschied zur staatlich bestimmten EZ wird die Arbeit der 
NRO in der Öffentlichkeit überwiegend positiv beurteilt. Aufgrund 
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ihrer Nähe zu den Partnerorganistionen in den Entwicklungslän- 
dern und der Möglichkeit, an den staatlichen Stellen des Empfän- 
gerlandes vorbei direkt mit den Zielgruppen agieren zu können, 
arbeiten sie im Vergleich zur staatlichen EZ mit erheblich gerin- 
gerem bürokratischen Aufwand. 

Grundsätzlich aber besteht die Gefahr der Überforderung von 
NRO. Ihre Stärken liegen im Bereich der unmittelbaren Armuts- 
bekämpfung und der Förderung der Zivilgesellschaft, nicht aber 
in der Schaffung von Infrastruktur sowie politischer und ökonomi- 
scher Rahmenbedingungen in den Entwicklungsländern. Derarti- 
ge Maßnahmen gehören in die Zuständigkeit von Regierungen im 
Süden wie im Norden und sind damit wesentlicher Bestandteil ih- 
rer Entwicklungszusammenarbeit. 

Zur Bewußtseinsänderung im Norden hat der Deutsche Bundes- 
tag 1994 in zwei einstimmig gefaßten Beschlüssen über die „Not- 
wendigkeit der Förderung kommunaler Nord- Süd- Arbeit" und 
über den umfassenden „Aufbau dezentraler Strukturen und Netz- 
werke" beigetragen. Der Deutsche Bundestag sieht darin einen 
wichtigen Beitrag zur Umsetzung der auf der Rio -Konferenz 1992 
verabschiedeten Lokalen Agenda 21, welche die Bedeutung der 
kommunalen Entwicklungszusammenarbeit herausstellt. Die Lo- 
kale Agenda 21 fordert auch die Industrieländer auf, ihren Le- 
bensstil im Sinne einer zukunftsfähigen Entwicklung zu ändern. 
Das bedeutet, daß sie ihre Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpolitik 
auf allen politischen Entscheidungsebenen entsprechend gestal- 
ten müssen. 

Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, die Rolle der deutschen 
Nichtregierungsorganisationen im Rahmen der Entwicklungszu- 
sammenarbeit neu zu definieren. Dabei sind Bund, Länder und Ge- 
meinden aufgefordert, sich in Zukunft an der Finanzierung von 
NRO-Trägerstrukturen zu beteiligen. 
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